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Schutz des Volkseigentums hat der Leiter für Haushaltswirt­
schaft die Pflicht, den Leiter unverzüglich zu informieren und 
Maßnahmen zur umgehenden Herstellung des gesetzlichen 
Zustandes zu fordern. Der Leiter für Haushaltswirtschaft in 
örtlichen Räten, deren Fachorganen sowie in staatlichen Ein­
richtungen hat darüber hinaus das Recht, sich bei festgestell­
ten Verstößen direkt an den Leiter der Abteilung Finanzen 
des zuständigen örtlichen Rates; der Leiter-für Haushalts­
wirtschaft in zentralen staatlichen Organen und staatlichen 
Einrichtungen sich an den Minister der Finanzen zu wenden.

(4) Bei Verdacht auf strafbare Handlungen hat der Leiter 
für Haushaltswirtschaft über die genannten Informations­
pflichten hinaus die zuständigen staatlichen Organe zu unter­
richten.

Berufung von Leitern für Haushaltswirtschaft

§H
(1) Die Berufung und Abberufung des Leiters für Haus­

haltswirtschaft gemäß § 2 Abs. 1 erfolgt auf der Grundlage 
der §§ 61 ff. des Arbeitsgesetzbuches der Deutschen Demokra­
tischen Republik3 ^
— in den zentralen staatlichen Organen durch den Leiter des 

zentralen staatlichen Organs im Einvernehmen mit dem 
Minister der Finanzen,

— in den den zentralen staatlichen Organen nachgeordneten 
staatlichen Organen und Einrichtungen durch den Leiter 
des zentralen staatlichen Organs,

— in den Fachorganen der Räte der Bezirke, Kreise und 
Stadtbezirke durch den Vorsitzenden des örtlichen Rates,

— in den den Fachorganen der Räte der Bezirke, Kreise und 
Stadtbezirke nachgeordneten staatlichen Einrichtungen 
durch den Leiter des zuständigen Fachorgans.

(2) In Städten und großen Gemeinden ist der Leiter für 
Haushaltswirtschaft durch den Bürgermeister in Abstimmung 
mit dem Leiter der Abteilung Finanzen des zuständigen Rates 
des Kreises zu berufen bzw. abzuberufen.

(3) Der Leiter für Haushaltswirtschaft des Gemeindeverban­
des ist durch den Vorsitzenden des Rates des Gemeindevef- 
bandes in Abstimmung mit den Bürgermeistern der Gemein­
den und dem Leiter der Abteilung Finanzen des Rates des 
Kreises zu berufen bzw. abzuberufen.

§12
Die Beauftragung zur Wahrnehmung der Aufgaben, Rechte 

und Pflichten nach dieser Verordnung entsprechend § 2 Abs. 2 
hat durch den Leiter des zentralen staatlichen Organs, des 
Fachorgans des örtlichen Rates bzw. durch den Bürgermeister 
zu erfolgen. Die Tätigkeit dieses Beauftragten ist in den 
Arbeitsvertrag aufzunehmen und im Funktionsplan festzu­
legen.

§13
Beim Wechsel des Leiters für Haushaltswirtschaft ist durch 

den zuständigen Leiter die ordnungsgemäße Übergabe und 
Übernahme der Arbeitsanfgaben zu gewährleisten.

Anleitung und Qualifizierung 
der Leiter für Haushaltswirtschaft

§14
(1) Für die Anleitung der Leiter für Haushaltswirtschaft 

in den zentralen staatlichen Organen zu grundsätzlichen Fra­
gen der Haushaltsplanung, Rechnungsführung und Finanzkon­
trolle ist das Ministerium der Finanzen verantwortlich. Die 
gleiche Aufgabe haben die Abteilungen Finanzen der Räte 
der Bezirke und Kreise gegenüber den Leitern für Haushalts­
wirtschaft der Fachorgane der Räte sowie der Städte, Ge­
meinden und Gemeindeverbände.

3 Arbeitsgesetzbuch der Deutschen Demokratischen Republik vom 
16. Juni 1977 (GBl. I Nr. 18 S. 185)

(2) Der Minister der Finanzen hat das Recht, in Abstim­
mung mit den Leitern der zentralen staatlichen Organe ent­
sprechend gesamtstaatlichen Erfordernissen Leitern für Haus­
haltswirtschaft unmittelbar Kontrollaufgaben zu erteilen und 
sie über die Durchführung berichten zu lassen. Das gleiche 
Recht haben in Abstimmung mit den Leitern der Fachorgane 
der örtlichen Räte die Leiter der Abteilungen Finanzen der 
Räte der Bezirke und Kreise gegenüber den Leitern für Haus­
haltswirtschaft der Fachorgane der Räte und ihnen nachge­
ordneten staatlichen Einrichtungen.

(3) Die Anleitung der Leiter für Haushaltswirtschaft in den 
nachgeordneten staatlichen Einrichtungen zentraler Staats­
organe ist vom Leiter für Haushaltswirtschaft des zentralen 
staatlichen Organs durchzuführen. Er ist verpflichtet, einen 
regelmäßigen Erfahrungsaustausch über alle Fragen der 
Haushaltswirtschaft und die Durchsetzung der sich aus dieser 
Verordnung ergebenden Aufgaben zu organisieren. Die glei­
chen Verpflichtungen haben die Leiter für Haushaltswirt­
schaft der Fachorgane der örtlichen Räte gegenüber den Lei­
tern für Haushaltswirtschaft nachgeordneter staatlicher Ein­
richtungen.

(4) Die zentralen staatlichen Organe schließen in ihre An­
leitungstätigkeit gegenüber den Fachorganen der örtlichen 
Räte die Anleitung der Leiter für Haushaltswirtschaft zu 
grundsätzlichen Fragen der Haushaltswirtschaft des Fachbe­
reiches mit ein. Gleiches gilt für die Fachorgane der Räte 
der Bezirke gegenüber den Fachorganen der Räte der Kreise.

§ 15
Zur Gewährleistung der erforderlichen Voraussetzungen für 

die ständige Erhöhung der Qualifikation der Leiter für Haus­
haltswirtschaft legt der Minister der Finanzen in Überein­
stimmung mit dem Minister für Hoch- und Fachschulwesen 
sowie den zuständigen Ministem die Grundsätze für den In­
halt der Aus- und Weiterbildung der Leiter für Haushalts­
wirtschaft fest.

Schlußbestimmungen

§16
Die Berufung von Leitern für Haushaltswirtschaft gemäß 

§ 2 Abs. 1 bzw. der Einsatz von Beauftragten zur Wahrneh­
mung der Aufgaben, Rechte und Pflichten gemäß § 2 Abs. 2 
ist von den zuständigen Leitern innerhalb von 6 Monaten nach 
dem Inkrafttreten dieser Verordnung vorzunehmen.

§17 *
Die Minister und Leiter der anderen zentralen staatlichen 

Organe sind berechtigt, über die Verantwortung, Vollmach­
ten und Pflichten der Leiter für Haushaltswirtschaft ihres 
Verantwortungsbereiches zweigspezifische Regelungen in Ab­
stimmung mit dem Minister der Finanzen zu erlassen.

§18
Durchführungsbestimmungen zu dieser Verordnung erläßt 

der Minister der Finanzen.
§19

(1) Diese Verordnung tritt am 1. Dezember 1979 in Kraft.
(2) Gleichzeitig tritt die Verordnung vom 12. Juli 1974 über 

die Stellung, Aufgaben, Rechte und Pflichten des Haushalts­
bearbeiters — Haushaltsbearbeiter-Verordnung — (GBl. I Nr. 40 
S. 373) außer Kraft.

Berlin, den 15. November 1979

Der Ministerrat 
der Deutschen Demokratischen Republik

W. S t o p h  
Vorsitzender

Der Minister der Finanzen 
B ö h m


